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Text 

Verhältnis zu sonstigen internationalen Verpflichtungen 

§ 38. (1) Die Verpflichtungen der Republik Österreich aus dem Römischen Statut des 
Internationalen Strafgerichtshofs, BGBl. III Nr. 180/2002, sowie die Bestimmungen der Bundesgesetze 
über die Zusammenarbeit mit den internationalen Gerichten, BGBl. Nr. 263/1996, und über die 
Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof, BGBl. III Nr. 135/2002, bleiben unberührt. 

(2) Die Verpflichtungen der Republik Österreich zur Beachtung des Grundsatzes der Spezialität 
sowie anderer völkerrechtlicher Bedingungen, die ein Drittstaat anlässlich der Auslieferung der 
betroffenen Person an Österreich gestellt hat, bleiben unberührt. Stehen solche Gründe der Vollstreckung 
eines Europäischen Haftbefehls entgegen, so hat der Untersuchungsrichter unverzüglich dem 
Bundesministerium für Justiz jene Unterlagen vorzulegen, die zur Erwirkung der Zustimmung des 
Drittstaats zur Übergabe erforderlich sind. Die in den §§ 20 und 21 vorgesehenen Fristen beginnen erst an 
dem Tag zu laufen, an dem der Grundsatz der Spezialität oder andere völkerrechtliche Bedingungen der 
Übergabe nicht mehr entgegen stehen. 
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